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459 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 10. August 1978 zur Durch-
führung des Hagelversicherungs-Förderungs-
gesetzes (Hagelversicherungs-Förderungsver-

ordnung 1978)

Auf Grund der §§ 2 und 6 des Hagelver-
sicherungs-Förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 64/
1955, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 186/1961 und BGBl. Nr. 289/1963 wird ver-
ordnet:

Der Hundertsatz, um den die vertragsmäßigen
Hagelversicherungsprämien für das Wirtschafts-
jahr 1978 verbilligt werden, wird unter Zu-
grundelegung der vom Bund und dem einzelnen
Bundesland gewährten Beihilfe festgesetzt wie
folgt:

Androsch

460 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 14. August 1978
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der A 12 Inntal Autobahn im Ab-
schnitt Imst—Zams und der B 171 Tiroler

Straße im Bereich der Anschlußstelle Mils

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundes-
straßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975
wird verordnet:

1. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
A 12 Inntal Autobahn wird im Bereich der Ge-
meinden Karrösten, Arzl im Pitztal, Imst, Imster-
berg, Mils bei Imst, Schönwies und Zams wie
folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei Bau-km 55,90 westlich der Imster Inn-
brücke, verläuft anfangs am orographisch linken
Ufer des Inn zur Halbanschlußstelle Mils, durch-
örtert sodann den Milserberg und den Sonnen-
berg, führt zur Halbanschlußstelle Schönwies
mit Zu- und Abfahrtsstraßen zur B 171 Tiro-
ler Straße und endet nach zweimaliger Über-
brückung des Inn bei Fluß-km 365,72 und
Fluß-km 368,45 bei Bau-km 69,50.

2. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
B 171 Tiroler Straße wird im Bereich der Ge-
meinde Mils wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 503,23 (alt) und endet nach Einbindung
der Zu- und Abfahrtsstraßen der unter Punkt 1
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angeführten Halbanschlußstelle Mils der A 12
Inntal Autobahn bei km 504,0 (alt).

Im einzelnen ist der Verlauf der beiden
Straßentrassen einschließlich der Halbanschluß-
stellen Mils und Schönwies mit ihren Zu- und
Abfahrtsstraßen aus den beim Bundesministerium
für Bauten und Technik, beim Amt der Tiroler
Landesregierung sowie bei den Gemeinden Kar-
rösten, Arzl im Pitztal, Imst, Imsterberg, Mils
bei Imst, Schönwies und Zams aufliegenden
Planunterlagen (Plan Nr. A 76-1150/1 mit der
Änderung a vom 25. August 1977, Kataster-
maßstab 1 : 2 880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenabschnitte Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

4 6 1 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 14. August 1978
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 127 Rohrbacher Straße und B 128
Sternwald Straße im Bereich der Gemeinden
Berg bei Rohrbach, Rohrbach in Oberöster-

reich und Oepping

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird ver-
ordnet:

1. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
B 127 Rohrbacher Straße wird im Bereich der
Gemeinden Berg bei Rohrbach, Rohrbach in
Oberösterreich und Oepping wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 45,64 (alt), das ist 60 m südlich der Ein-
mündung der Wegparzelle 3174/2, bindet im
Knoten Lanzersdorf in die neue Trasse der B 128
Sternwald Straße (Punkt 2 dieser Verordnung) ein,
verläßt diese bei km 46,815 (neu) der B 127, das ist
km 54,33 (neu) der B 128 und bindet bei km 52,94
(alt)/km 48,24 (neu) wieder in den Bestand ein.

2. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
B 128 Sternwald Straße wird im Bereich der Ge-
meinden Berg bei Rohrbach, Rohrbach in Ober-
österreich und Oepping wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 48,70 (alt), das ist etwa 35 m westlich der
Gemeindegrenze zwischen Berg bei Rohrbach und
Rohrbach in Oberösterreich, führt sodann in
Richtung Westen, biegt im Knoten Lanzersdorf
nach Einbindung der B 127 (Punkt 1 dieser Ver-
ordnung) nach Norden ab, verläuft sodann west-
lich des neuen Landeskrankenhauses, der Ort-
schaft Harrau und der Bahnhaltestelle Oepping

und bindet bei km 54,544 (neu), das ist zirka
200 m westlich der Einmündung der Straßenpar-
zelle 6118 wieder in die bestehende Trasse ein.

Im einzelnen ist der Verlauf dieser Straßen-
trassen aus den beim Bundesministerium für Bau-
ten und Technik, beim Amt der Oberösterreichi-
schen Landesregierung sowie bei den Gemeinden
Berg bei Rohrbach, Rohrbach in Oberösterreich
und Oepping aufliegenden Planunterlagen
(Katastermaßstab 1 : 2 880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
beiden vorangeführten Straßenabschnitte Anwen-
dung. Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes
sind den aufliegenden Planunterlagen zu entneh-
men.

Moser

4 6 2 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 17. August 1978,
mit der die Verordnung über die Durchfüh-
rung der Arbeitslosenversicherung im Zoll-
ausschlußgebiete der Gemeinden Jungholz

und Mittelberg geändert wird

Auf Grund des § 66 des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, wird ver-
ordnet:

Artikel I

Die Verordnung vom 30. Dezember 1977,
BGBl. Nr. 56/1978, über die Durchführung der
Arbeitslosenversicherung im Zollausschlußgebiete
der Gemeinden Jungholz und Mittelberg wird
wie folgt geändert:

§ 2 hat zu lauten:
„§ 2. Der Familienzuschlag beträgt pro zu-

schlagsberechtigte Person (§ 20 Abs. 2 des Arbeits-
losenversicherungsgesetzes 1977) DM 82,50
monatlich."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1978 in
Kraft.

Weißenberg

463 . Verordnung der Bundesregierung
vom 22. August 1978, mit der die Heimat-

urlaubsverordnung geändert wird

Auf Grund des § 34 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes, BGBl. Nr. 329/1977, und des § 29
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl.
Nr. 86, in der Fassung der 24. Vertragsbe-
dienstetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 319/1977,
wird verordnet:



152. Stück — Ausgegeben am 31. August 1978 — Nr. 463 2825

Die Heimaturlaubsverordnung, BGBl. Nr. 384/
1974, wird wie folgt geändert:

1. Die Promulgationsklausel hat zu lauten:

„Auf Grund des § 34 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes, BGBl. Nr. 329/1977, und des § 29
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl.
Nr. 86, in der Fassung der 24. Vertragsbe-
dienstetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 319/1977,
wird verordnet:"

2. § 1 hat zu lauten:

„§ 1. Dem Beamten, der zu einer Dienststelle
des Bundes außerhalb Europas oder als Vertreter
(Beobachter) Österreichs zu einer zwischenstaat-
lichen Organisation außerhalb Europas entsendet
ist, gebührt nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen ein Heimaturlaub. Ein Heimaturlaub ge-
bührt nicht, wenn sich der Beamte in einem
Karenzurlaub gemäß § 36 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes (§ 75 des Richterdienstgesetzes,
BGBl. Nr. 305/1961, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 381/1977) befindet oder
einer gemäß § 1 des Bundesverfassungsgesetzes
über die Entsendung österreichischer Einheiten
zur Hilfeleistung in das Ausland auf Ersuchen
internationaler Organisationen, BGBl. Nr. 173/
1965, zur Hilfeleistung in das Ausland entsen-
deten Einheit angehört."

3. § 2 Abs. 1 lit. a bis c haben zu lauten:
„§ 2. (1) Heimaturlaub gebührt
a) im Ausmaß: von 61 Kalendertagen nach

einer ununterbrochenen Verwendung von
12; Monaten in: Abidjan, Bagdad, Dakar,
Djakarta, Djeddah, Kinshasa, Kuweit,
Lagos und Peking,

b) im Ausmaß von 61 Kalendertagen nach
einer ununterbrochenen Verwendung von
18 Monaten in: Bangkok, Brasilia,
Havanna, Hongkonk, Islamabad, Kuala
Lumpur und New Delhi,

c) im Ausmaß von 61 Kalendertagen nach
einer ununterbrochenen Verwendung von
24 Monaten in: Addis Abeba, Algier, An-
kara, Beirut, Bogota, Buenos Aires, Cara-
cas, Damaskus, Kabul, Kairo, Lima, Lusaka,
Mexiko, Nairobi, Rabat, Rio de Janeiro,
Santiago, Săo Paulo, Teheran, Tel Aviv,
Tokio, Tripolis und Tunis."

4. § 5 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Erkrankt oder verunglückt der Beamte
während des Heimaturlaubes, ohne dies vorsätz-
lich oder grob fahrlässig herbeigeführt zu haben,
so sind die Kalendertage der Erkrankung, an
denen der Beamte durch die Erkrankung dienst-
unfähig war auf das Heimaturlaubsausmaß nicht
anzurechnen, wenn die Erkrankung länger als
drei Kalendertage gedauert hat. Die Bestim-

mungen des § 32 Abs. 2 bis 5 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes gelten sinngemäß."

5. Die Abs. 1 und 2 des § 6 haben zu lauten:

„(1) Der Beamte hat anläßlich des Heimat-
urlaubes für sich, den Ehegatten und für jedes
Kind, für das ein Steigerungsbetrag gemäß § 4
des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, gebührt,
Anspruch auf Ersatz der Flugkosten der billig-
sten Flugklasse für die kürzeste Flugstrecke vom
Dienstort nach Wien und zurück. Ist ein solches
Kind nicht im Haushalt, sondern außerhalb des
Dienstortes des Beamten aus Gründen der Er-
ziehung, Ausbildung, Krankheit oder eines Ge-
brechens untergebracht, so gebührt für dieses
Kind anstelle des Kostenersatzes nach dem ersten
Satz der Ersatz der Kosten der billigsten Flug-
klasse für die kürzeste Flugstrecke von dessen
Aufenthaltsort nach Wien und zurück.

(2) Gegen Nachweis sind pro Person für die
Hin- und Rückreise die Kosten für unbegleitetes
Übergepäck von insgesamt 40 kg oder für be-
gleitetes Übergepäck von insgesamt 20 kg zu er-
setzen."

6. Der Abs. 2 des § 7 hat zu lauten:

„(2) An den in § 2 Abs. 1 lit. b bis d ge-
nannten Dienstorten verfällt der Anspruch auf
Heimaturlaub, wenn der Beamte den Heimat-
urlaub nicht innerhalb von 15 Monaten nach
Entstehen des Anspruches verbraucht hat.
Zwischen dem letzten Tag eines Heimaturlaubes
und dem ersten Tag des darauffolgenden Hei-
maturlaubes müssen mindestens neun Monate
liegen."

7. Der Abs. 3 des § 7 hat zu entfallen. Der
Abs. 4 erhält die Bezeichnung Abs. 3 und hat
zu lauten:

„(3) In jenem Kalenderjahr, in dem der
Heimaturlaub gebührt, entfällt der Anspruch auf
Erholungsurlaub. Entsteht der Anspruch auf
Heimaturlaub in einem Kalenderjahr, für das
der Erholungsurlaub bereits ganz oder teilweise
verbraucht wurde, so verringert sich das Aus-
maß des Heimaturlaubes um die bereits als Er-
holungsurlaub verbrauchte Zeit; hiebei ist ein
Arbeitstag Erholungsurlaub 1,4 Kalendertagen
Heimaturlaub gleichzusetzen. Ergibt sich nach
dieser Berechnung ein Bruchteil von mindestens
einem halben Kalendertag, so ist dieser als vol-
ler Kalendertag zu rechnen. Ein Bruchteil von
weniger als einem halben Kalendertag ist zu
vernachlässigen."

8. § 8 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Bei Vorliegen schwerwiegender persönli-
cher oder dienstlicher Gründe sowie wegen be-
sonderer klimatischer Verhältnisse kann einem
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Beamten, der an einen der unter § 2 Abs. 1
lit. a bis d aufgezählten Dienstorte entsendet
ist, auf Antrag die Vorverlegung des Heimat-
urlaubes um (höchstens 6 Monate bewilligt wer-
den."

9. § 9 hat zu lauten:

„§ 9. Die Bestimmungen der §§ 1 bis 8 gel-
ten sinngemäß für Vertragsbedienstete des Bun-
des, die die österreichische Staatsbürgerschaft
besitzen."

Androsch Pahr Moser Leodolter
Broda Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

464 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 28. Au-
gust 1978, mit der die Verordnung über
die Ermächtigung der Zollämter zur Ertei-
lung von Aus- und Einfuhrbewilligungen

in vereinfachter Form geändert wird

Auf Grund des § 7 Abs. 2 und 3 des Außen-
handelsgesetzes 1968, BGBl. Nr. 314, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 469/1971
und BGBl. Nr. 401/1974 wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen verord-
net:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 29. Ok-
tober 1974, BGBl. Nr. 691, über die Ermächti-
gung der Zollämter zur Erteilung von Aus-
und Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form,
zuletzt geändert mit Verordnung BGBl. Nr. 287/
1978, wird wie folgt geändert:

1. § 5 b Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 5 b. (1) Bei der Einfuhr von in den An-
lagen 3 und 4 mit „E" gekennzeichneten Waren
darf die Einfuhrbewilligung durch die Zollämter
nur erteilt werden, wenn vom Verfügungs-
berechtigten anläßlich der zollamtlichen Abfer-
tigung eine ordnungsgemäß ausgefüllte und vom
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie mit einem Sichtvermerk versehene
Einfuhrerklärung gemäß Anlage 3 c vorgelegt
wird. In einer für Waren des Kapitels 73 be-
stimmten Einfuhrerklärung müssen auch folgende
Angaben enthalten sein:

a) der Erzeuger und der Standort der Be-
triebsstätte,

b) der Versandort und der Bestimmungsort,
c) der Grundeinstandspreis am Bestimmungs-

ort, bei der Einfuhr von Waren mit dem
Ursprung in Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
überdies die Angabe der Preislisten jener
Erzeuger der Europäischen Gemeinschaft

für Kohle und Stahl oder Österreichs,
die der Berechnung zugrunde gelegt wur-
den beziehungsweise jenes Drittlandsange-
botes, auf das eine zulässige Angleichung
erfolgte,

d) Qualitäts- und Dimensionszuschläge sowie
gegebenenfalls andere Zuschläge, je Tonne,

e) eventuelle Abschläge je Tonne,
f) Effektivpreis (Grundpreis und Zuschläge),

frei Grenze, verzollt, und
g) bei der Einfuhr von Betonarmierungs-

stahl, gerippt, aus TNr. 73.10 B und ge-
schweißten Gittern, roh, aus TNr. 73.27 C,
der Produktname, die Güte des Produktes
gemäß ÖNORM B 4.200, 7. Teil, und der
Hinweis, ob eine Zulassung in Öster-
reich besteht."

2. § 5 b Abs. 2 hat zu flauten:

„(2) Der Sichtvermerk auf einer für Waren
des Kapitels 73 bestimmten Einfuhrerklärung
darf nur erteilt werden, wenn der Antragstel-
ler die schriftliche Erklärung abgibt, daß keine
Rabatte oder Preisabschläge gewährt wurden, die
im Kaufvertrag nicht enthalten sind und eine
Auftragsbestätigung in Original und Ablichtung
vorlegt, die die handelsüblichen Angaben über
den Geschäftsabschluß beinhaltet und mit der
Einfuhrerklärung übereinstimmt. Die Gültig-
keit des Sichtvermerkes ist mit einem Monat zu
befristen und darf nur einmal um einen weite-
ren Monat verlängert werden."

3. § 5 b Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Soweit sich die im Abs. 3 angeführten
Ausnahmen vom Erfordernis einer Einfuhrer-
klärung auf einen bestimmten Wert der einge-
führten Ware beziehen, ist darunter der nach
den Bestimmungen der §§ 18 bis 20 des Han-
delsstatistischen Gesetzes 1958, BGBl. Nr. 137,
für eine handelsstatistische Anmeldung dieser
Ware maßgebende Wert zu verstehen."

4. Die Anlage 3 (Einfuhr) wind wie folgt
geändert:
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5. Die Anlage 5 wird wie folgt geändert:

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. September 1978
in Kraft.

Staribacher
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